
Das Bürgertum und die
»Sozialschmarotzer«
Dieser Grundtenor bezieht sich nicht

nur auf Muslime, sondern ebenso

auch auf alle die, die nach Ansicht von

Sar  razin den deutschen Sozialstaat

aus  nutzen. Eine derart abwertende

Hal  tung vor allem gegenüber Ar beits -

lo  sen war in den letzten beiden Jahren

auch bei anderen bekannten Personen

des öffentlichen Lebens, Politikern,

Wis  senschaftlern oder Journalisten, zu

be  obachten. Es gab 2009/2010 sogar

so etwas wie eine öffentliche Kam -

Zwar hat sich das Me diengetöse um

Sarrazins Buch in den letzten Mo na -

ten gelegt, die Bri sanz seiner Aus- sa -

gen hat dadurch aber nicht ab ge nom -

men. Auch das Vor gehen der SPD-

Füh rung de mons triert das deutlich. Sie

hat das Aus schluss verfahren ja nur aus

ei nem we sent lichen Grund eingestellt:

sie hatte Angst, dadurch Wähler zu

ver prellen; denn auch in den Reihen

der SPD- Wäh ler gibt es nicht wenige,

die Sar ra zin in seinem Grundtenor zu -

min dest teil weise zustimmen.
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pag  ne gegen die sogenannten „So -

zial schmarotzer“. Sie begann Mitte

2009 mit einem FAZ- Artikel des Phi lo -

so  phen Peter Sloterdijk. Er stellte

dort publikumswirksam die These von

der Enteignung der Leistungsträger

durch den modernen Steuerstaat vor,

des  sen Kassen aufgrund „von so zia l -

po  litisch festgelegten Rechts an sprü -

chen“ fort laufend durch die „Trans fer -

mas  sennehmer“, das heißt besonders

durch die Arbeitslosen, geleert wür -

den. Anfang 2010 sprach Bun des au -

ßen   minister Guido Westerwelle

dann in Bezug auf den Sozialstaat und

vor allem die Bezieher von Hartz IV

von „spät römischer Dekadenz“ und

der Chef redakteur der ZEIT, Giovanni

di Lo ren zo, fabulierte zeitgleich in ei -

nem Leitartikel auf der ersten Seite

sei   ner Zeitung bar aller Sachkenntnis

da  von, dass das deutsche „So zial sys -

tem immer noch attraktiv genug ist,

dass es eine massenhafte Ein wan de -

rung in die sozialen Netze auslöst, was

das Prinzip der Einwanderung, in ei -

nem fremden Land durch eigner Hän -

de Arbeit sein Glück zu finden, auf den

Kopf stellte“. Maßgebliche Ver tre ter

der bürgerlichen Kreise ver tra ten da -

mit offen Positionen, die man dort

bis lang allenfalls hinter vor ge hal ten er

Hand geäußert hatte. Dass eine Aus -

sa ge von der ersten Seite der ZEIT am

nächsten Tag in großen Lettern auch

auf der ersten Seite der Bild zu fin den

war, und zwar mit eindeutig zu stim -

men dem Tenor, das hatte es noch nie

ge geben.

Die Äußerungen von di Lorenzo,

Slo  terdijk, Westerwelle oder Sarrazin

fal  len auf einen fruchtbaren Boden;

denn anders als in den Jahren davor

stößt die Ausgrenzung sozial Schwa -

cher seit kurzem auch in gut aus ge bil -

de ten und gutsituierten Krei sen auf

im mer mehr Zustimmung. Das zei gen

die seit vielen Jahren im Rah men einer

Von Michael Hartmann

Klassenkampf 
von oben
Sloterdijk, Sarrazin und die Verteilung 
der Kosten der Finanzkrise

Die SPD hat das Ausschlussverfahren ge gen Thilo Sarrazin eingestellt.

Die Par teispitze hoffte wohl, das Thema da mit noch vor dem Senats -

wahlkampf in Berlin endgültig aus der öffentlichen Dis kussion heraus zu

bekommen. Das dürf te, wie die ersten Reaktionen in ner halb wie außer -

halb der Partei zei gen, ein Irrtum sein.
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Lang zeitstudie zu „Grup pen bezogener

Men schenfeind lich keit“ regelmäßig

durch geführten Be fra gungen der For -

scher gruppe um Wil helm Heitmeyer.

Die be mer kens wer teste Veränderung

zwi schen 2009 und 2010 erfolgte

näm lich genau in die sen Kreisen. Fand

die Abwertung von Lang zeit ar beits lo -

sen bei den Beziehern hoher Ein kom -

men 2009 noch deutlich weniger Zu -

stim mung als bei den anderen Ein -

kom mensgruppen, war dieser Un ter -

schied 2010 nicht nur verschwunden,

die „Gutverdiener“ lagen nun sogar an

der Spitze, wenn es um Ressentiments

ge genüber Lang zeitarbeitslosen ging.

Ih nen wur de vor allem vorgehalten,

sich nicht ge nug anzustrengen und

nicht ge nügend Eigenverantwortung

auf  zu brin gen. Konsequent wurden die

staat lichen Unterstützungsleistungen

für Arbeits lose von den Beziehern ho -

her Ein kom men dann auch sehr kri -

tisch gesehen. In dieses Bild passt auch

die Tatsache, dass der aus groß bür -

ger  lichen Kreisen stammende frühere

Ham  burger Bür ger  meister Klaus von

Doh nanyi nicht nur die Verteidigung

Sar  razins im Par tei ausschlussverfahren

über  nom men hatte, sondern Sarrazin

in Inter views auch immer wieder als

wich  tigen Querdenker lobt.

Wer trägt die Kosten 
der Finanzkrise?
Die veränderte Einstellung in den

„bes  seren Kreisen“ gegenüber Ar -

beits losen, sozial Schwachen und Mi -

granten ist eine Reaktion auf die Ver -

schär fung der realen gesellschaftlichen

La ge. Es geht in dieser Diskussion im

Kern nämlich darum, wer die enormen

Kos ten der Finanzkrise zu tragen hat.

Für den Ausgang der damit ver bun de -

nen gesamtgesellschaftlichen Aus -

einandersetzung ist es von ent schei -

dender Bedeutung, welche In ter pre ta -

t ion der Lage sich die tief ver un si cher -

ten Mittelschichten mehrheitlich zu ei -

gen machen. Die heftigen Angriffe auf

die Hartz- IV- Bezieher und die Mi -

gran ten dienen daher vor allem einem

Zweck: Der Blick der Mittelschichten

soll sich vorrangig nach unten richten,

nicht nach oben, wenn es um die Ver -

tei lung der Krisenkosten geht. Nicht

die Gewinner der letzten Jahrzehnte

sol len ins Visier genommen werden,

son  dern die Verlierer. Der Begriff der

„Leis tungsträger“ ist dafür geradezu

ide al geeignet; denn als Leis tungs trä -

ger fühlt sich, zu Recht, auch die Mas -

se der Durchschnittsverdiener.

Sloterdijks Argumentation ist dafür

ty  pisch. Seiner Ansicht nach rekla -

mier  ten die Steuerstaaten inzwischen

„die Hälfte aller Wirtschaftserfolge

ihrer produktiven Schichten für den

Fis  kus“, so seine Worte. Er erweckt

da  mit den Eindruck, als belaste der

Staat den produktiv arbeitenden Teil

der Be völ ke rung weit über Gebühr, um

mit dem ihm abgepressten Geld die

Mas  se der nicht produktiven Ein woh -

ner durch zu füttern. Die Parallelen zu

Sar  razin und seiner Definition von

pro  duktiv und unproduktiv werden

hier sehr deutlich. Das gilt aber auch

noch in einem wei teren Punkt. Slo ter -

dijk geht ebenso wie Sarrazin (oder

auch Westerwelle und di Lorenzo) in

der Regel recht groß zügig mit Zahlen

und Fakten um.

Die Einkommensverteilung
wird ungleicher
Ein genauerer Blick auf die deutsche

Wirk lichkeit zeigt das sofort. Zwar

stimmt es, dass die oberen zehn Pro -

zent der Einkommensbezieher un ge -

fähr die Hälfte der Einkommensteuer

auf  bringen. Das ist aber nur die halbe

Wahr  heit; denn auf diese zehn Prozent

ent  fallen auch knapp 40 Prozent der

Mark t einkommen (Löhne, Gehälter,

Ka  pitaleinkünfte, Mieteinnahmen

etc.). Sie werden steuerlich zwar über -

pro  portional belastet, aber bei weitem

nicht in dem Maße, wie Sloterdijk es

dar  stellt. Außerdem ist die steuerliche

Be  lastung der höheren Einkommen im

letzten Jahrzehnt nicht gestiegen,

son  dern ganz im Gegenteil deutlich

ge  sunken. Verschiedene gesetzliche

Maß   nahmen haben dafür gesorgt.

Nach der Abschaffung der Ver mö -

gens  steuer 1997 ist auch der Spit zen -

steu ersatz zwischen 2000 und 2005

von 53 auf nur noch 42 Prozent ge -

senkt worden. Für Kapitalge sell schaf -

ten bleiben seit 2000 Gewinne völlig

steue r frei, die bei der Veräußerung

von Unternehmen oder Un ter neh -

mens   anteilen erzielt werden. Schließ -

lich sorgt die 2008 beschlossene 25-

pro  zentige Abgeltungssteuer dafür,

dass höhere Einkommen ihre Ka pi tal -

ein  künfte nicht mehr mit dem per sön -

li chen Steuersatz von bis zu 42 Prozent

ver  steuern müssen. Das begünstigt vor

al  lem die Reichen und die Su per-

reichen. Die reale steuerliche Be las -

tung der 450 reichsten Deutschen mit

ei nem jährlichen Min dest ein kom men

von damals neun Millionen Euro hat

sich nach Untersuchungen des Deut -

schen Instituts für Wirtschafts for -

schung (DIW) allein zwischen 1998

und 2002 durch die Steuerreformen

der ersten rot- grünen Bun des re gie -

rung von 41 auf 34,3 Prozent ver rin -

gert. Nach neuesten Angaben des

Sta  tistischen Bun desamts hat sich da -

ran in den letz ten Jahren trotz der Ein -

füh  rung der so ge nannten Rei chen -

steu er (ein Spitzen steuersatz von 45

Pro  zent für Ein kommen ab 250.000

Eu  ro jährlich für Ledige) kaum etwas

ge  ändert.

Die Folgen sind eindeutig. Im Ge -

gen  satz zu dem von Sloterdijk er -

weck ten Eindruck hat die Um ver tei -

lung seitens des Staates spürbar ab-

und nicht etwa zugenommen. Zwi -
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schen 1998 und 2006 sind die Ein -

kom  mensunterschiede bei den Net to -

ein  kommen, also nach Steuern und

So  zialabgaben, erheblich schneller ge -

stie  gen als bei den Bruttoeinkommen.

Das spüren vor allem die Bezieher ge -

rin ger Einkommen. Sie sind die ein -

deutigen Verlierer der letzten Jahre.

Der Anteil der Armen hat in Deutsch -

land massiv zugenommen. Mitt ler wei -

le gilt jeder sechste Bundesbürger als

arm. Für diese Zunahme sind in erster

Li nie die Hartz- Gesetze der rot- grü -

nen Regierung unter Gerhard Schrö -

der verantwortlich. Sie haben nicht

nur zu einer deutlichen Senkung der

So  zialleistungen für Arbeitslose (deut -

li che Verkürzung des Be zugs zeit raums

für Arbeitslosengeld, Ab schaf fung der

Ar beits losenhilfe), sondern auch zu ei -

ner massiven Ausweitung eines Nie d -

rig lohnsektors geführt. In ihm sind

mitt lerweile 21,5 Prozent der Be schäf -

tig ten tätig, verglichen mit nur 14,7

Pro zent Mitte der 1990er Jahre. Die

Löh ne liegen dort vielfach un ter halb

der Hartz- IV- Sätze und müssen des -

halb durch staatliche Trans fer zah lun -

gen ergänzt werden. Jeder zehnte in

Deutschland lebende Mensch erhält

in zwischen Leistungen aus den so zia -

len Mindestsicherungssystemen, und

das, obwohl über ein Viertel der An -

spruch berechtigten seinen Anspruch

nicht geltend macht und daher keine

staat liche Unterstützung erfährt.

Gerade die Bundesbürger, die nur

ge ringe Einkommen haben, sind zu -

dem von der Anhebung indirekter

Steu ern überproportional betroffen.

De ren Anteil am gesamten Steu er auf -

kom men ist in den letzten Jahrzehnten

vor allem durch eine Erhöhung der

Mehr wertsteuer, der Mineralölsteuer

und der Tabaksteuer kontinuierlich

ge  stiegen. Machten die indirekten

Steu ern 1990 zirka 40 Prozent des

Steu er  aufkommens aus, so liegt ihr

An   teil seit 2001 fast durchweg über

50 Prozent. Indirekte Steuern aber be -

tref  fen niedrige und mittlere Ein kom -

men weit stärker als höhere Ein kom -

men, weil sie ganz oder zum al ler -

größ ten Teil für die alltägliche Le bens -

füh rung ausgegeben werden müssen,

wäh  rend von den hohen Einkommen

ein beträchtlicher Teil gespart wird.

Die in den letzten Jahren bereits deut -

lich reduzierte, aber immer noch vor -

han dene Umverteilungswirkung bei

der Einkommensteuer verliert durch

die Verschiebung zwischen direkten

und indirekten Steuern noch weiter an

Be  deutung. Dazu kommen dann noch

die Belastungen durch Veränderungen

in anderen Bereichen wie etwa der

Kran  kenversicherung, wo die Masse

der Bevölkerung durch die Einführung

ei  nes allein von den Versicherten zu

zah lenden Eigenanteils, die Anhebung

der Eigenbeteiligung und die neu er -

dings von vielen Kassen verlangten

Zu  zahlungen spürbar belastet wird.

All diese Entwicklungen erklären,

wa  rum die Vermögenskonzentration

in Deutschland während der letzten

Jah  re spürbar zugenommen hat statt

ab  zunehmen, wie man es angesichts

der Sloterdijkschen Äußerungen ei -

gent lich hätte annehmen müssen. Der

An  teil der oberen zehn Prozent am

ge  samten privaten Nettovermögen

(Brut  tovermögen minus Schulden) von

un  gefähr 6,6 Milliarden. Euro ist allein

in den fünf Jahren zwischen 2002 und

2007 von schon beachtlichen 57,9

Pro zent noch einmal deutlich auf dann

61,1 Prozent gestiegen. Alle anderen

Grup  pen der Bevölkerung haben da -

ge gen verloren. Die unteren 70 Pro -

zent kommen gerade noch auf einen

Ver  mögensanteil von 8,8 Prozent, ein

Sieb tel weniger als fünf Jahre zuvor.

Die  se Entwicklung wird durch die

jüngs ten Steuergesetze der schwarz-

gel  ben Koalition, sprich vor allem die

deut  liche Entlastung von Un ter neh -

men und Erben, weiter voran ge trie -

ben.

Die Kluft zwischen Arm und
Reich öffnet sich in Deutsch -
land besonders schnell
Ein genauerer Blick auf die Bun des re -

pu b lik zeigt eines mehr als deutlich:

die Behauptung von der massiven

Aus  nutzung des Sozialstaats durch

„So  zialschmarotzer“ oder Migranten

geht an der Wirklichkeit weit vorbei.

Wie die Statistiken der Europäischen

Un ion zeigen, ist es genau umgekehrt.

Die Einkommen sind in der Bun des re -

pu b lik Deutschland so ungleich verteilt

wie noch nie seit ihrer Gründung. Lag

Deutsch land zu Beginn des neuen

Jahr tausends, was die Differenz zwi -

schen dem oberen und dem unteren

Fünf tel der Einkommen angeht, mit

ei  nem Wert von 3,5 wie immer in den

letzten Jahrzehnten in der unteren

Häl  fte und relativ nah an den skan di -

na vischen Ländern, so hat sich die La -

ge binnen eines Jahrzehnts dramatisch

ver  ändert. Inzwischen liegt der Wert

bei 4,8 und damit im oberen Mit tel -

feld, weit weg von den skan di na vi -

schen Staaten und relativ nah an tra -

di  tionell für ihre soziale Ungleichheit

be  kannten Ländern wie Groß bri tan -

nien oder Irland. In der gesamten EU

gibt es nur zwei Länder, in denen sich

die Schere zwischen Arm und Reich in

die  sem Zeitraum noch schneller ge -

öffnet hat als in Deutschland: Das sind

Bul  garien und Rumänien. Wer an ge -

sichts der horrenden öffentlichen Ver -

schul dung mit dem Finger auf die

Hartz- IV- Empfänger zeigt, lenkt von

den wirklichen Verursachern ab. Die

staat lichen Unterstützungs maß nah -

men für den Finanzsektor, die sich

welt  weit auf mehrere Billionen Euro

sum  mieren, auch für Deutschland al -

lein mehrere hundert Milliarden Euro

aus  machen und für die enorme Zu -

nah me der Staatsverschuldung ver -

ant wortlich sind, sind in erster Linie

de  nen zugutegekommen, die über

nen  nenswertes Geldvermögen ver fü -

gen und/oder mit Fi nanz spe ku la tionen

Ge winne erzielt haben und wei ter er -

zie len.

Zum Autor
Michael Hartmann lehrt als Pro fes -

sor am Institut für Soziologie der

Tech nischen Universität Darmstadt.

Sei ne Arbeitsschwerpunkte sind Elite -

for schung, Industrie-  und Or ga ni sa -

tions  soziologie, Ma nagement so zio lo -

gie, Globalisierung und nationale

Wirt schafts kulturen Profes sions for -

schung.

«


